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Bum Enteignungsverfahren. 
(Fortſetzung.) 


Das Syſtem dieſes Enteignungsverfahrens und ſeines Rechts iſt 
daher folgendes: 

Die Genehmigung oder Conceſſion des Unternehmens iſt für 
das Enteignungsverfahren die Erklärung (Verfügung oder Erlaß) der 
vollziehenden Gewalt, vermöge deren der Zweck des Unternehmens als 
ein ſolcher anerkannt wird, dem vermöge des allgemeinen Princips der 
Enteignung das Recht der Enteignung einzelner nothwendiger Güter 
zugeſprochen wird. 

Es verſteht ſich dabei von ſelbſt, daß, wenn dies Recht auf 
Enteignung als ſelbſtverſtändlich für die Unternehmung erſcheint, wie 
bei Eiſenbahnen, die Genehmigung der Enteignung nicht ausdrücklich 
hervorgehoben zu werden braucht, ſondern das Enteignungsverfahren 
hier ſogleich unter den folgenden Punkt fällt. 

Dagegen iſt es hier die erſte Aufgabe der vollziehenden Gewalt, 
darüber zu entſcheiden, ob die betreffende Unternehmung wirklich einem 
Zwecke dient, der au ſich nothwendig, nur durch Enteignung verwirk⸗ 
licht werden kann. 

Die vollziehende Gewalt hat ſich dabei an das beſtehende Geſetz 
zu halten. Wo dies Geſetz ganz allgemein den „öffentlichen Nutzen“ 
fordert, bleibt es dem Ermeſſen der vollziehenden Gewalt ausſchließlich 
überlaffen, jene Genehmigung zu geben. Wo dagegen (wie im bairi⸗ 
ſchen Expropriationsgeſetz) fpectelle Gruppen von Unternehmungen auf⸗ 


geſtellt ſind, welche das Enteignungsrecht fordern ſollen, da entſteht 
die Frage, ob und bei welchem Organe die Betheiligten gegen eine 
Entſcheidung der vollziehenden Gewalt auftreten können. Selbſtver⸗ 
ſtändlich iſt, daß ſie das Recht der Beſchwerde gegen jede Genehmi⸗ 
gung haben, wenn dieſelbe von der untern Behörde ausgegangen iſt. 
Iſt fie aber von der höchſten Behörde beſtätigt, jo iſt eine weitere 
Beſchwerde unmöglich und eine Klage bei Gericht eben nur in dem 
Falle der baterifchen Geſetzgebung denkbar, welches darüber entſcheiden 
müßte, ob das Unternehmen unter einen der geſetzlich aufgeſtellten 
(ſiebzehn!) Geſichtspunkte fällt oder nicht. Es iſt einleuchtend, daß 
dies zu gänzlich unpraktiſchen Reſultaten führen würde und mit gutem 
Recht haben ſich die Rechtslehrer, wenn auch aus unbeſtimmteren 
Gründen, einſtimmig gegen eine ſolche Specification erklärt. 

Welches Organ der vollziehenden Gewalt nun zum Ausſprechen 
der Genehmigung überhaupt competent ſein ſoll, ſollte von den Ge⸗ 
ſetzen genau ausgeſprochen werden. Princip ſollte ſein, daß dieſe Com⸗ 
petenz davon abhängig gemacht wird, ob die Unternehmung ſich örtlich 
über die Grenzen der Behörde ausdehnt. Oft find jedoch die Compe⸗ 
tenzen für verſchiedene Arten der Unternehmungen nach der Natur der 
letzteren auch örtlich verſchieden, z. B. für Bergwerke, Waſſerbauten 
u. . w. In dieſem Falle ſollte die Competenz zur Entſcheidung über 
die Genehmigung in der Hand der über beiden ſtehenden höheren 
Behörde liegen. Sehr rationell iſt die franzöſiſche Beſtimmung, daß 
die Entſcheidung ein arret motivé des Präfecten fein wuß, der das 
Vorhandenſein der utilits publique an und für ſich conſtatirt und 
auf Grund dieſer Thatſache die Conceſſion gibt. Die deutſchen Gefep- 
gebungen ſind ſich keineswegs klar, doch haben ſie faſt ausſchließlich, 
ſo weit nicht Specialenteignungsgeſetze, wie für Eiſenbahnen, vorlagen, 
mit richtigem Tact jede begreifliche oder formale Beſtimmung des 
öffentlichen Nutzens weggelaſſen und ſtatt deſſen ſich mit der Feſt⸗ 
ſtellung des Organs begnügt, das über das Vorhandenſein desselben 
im einzelnen Falle zu entſcheiden hat. 

Gehen wir jetzt zum Enteignungsplan. 

Der Enteignungsplan enthält die genaue Angabe der beſtimmten 
Grundſtücke oder Beſitzungen, welcher die betreffende Unternehmung 
für ihre Ausführung wirklich bedarf. Die Genehmigung dieſes Ent⸗ 
eignungsplanes iſt ihrerſeits diejenige Verordnung der Behörde, durch 
welche die materielle Nothwendigkeit der Enteignung jener beſtimmten 
einzelnen Güter von der Verwaltung ausgeſprochen wird. 

Das leitende Princip für dieſe (verordnende und genehmigende) 
Eutſcheidung der Behörde und mithin die Aufgabe, welche fie dabei 
zu erfüllen hat, beſteht nun darin, daß erſtlich der Umfang dieſer 
Enteignung im Namen des Princips des Privateigenthums ſo eng als 
möglich gezogen, und zweitens darin, daß das Einzelne darin ganz 
beſtimmt angegeben werde. Die Verwaltung hat bei der Genehmigung 
des Enteignungsplanes daher für jedes einzelne Gut die Frage zu 
beantworten, ob dasſelbe für das Entſtehen und den Betrieb unum⸗ 
gänglich erforderlich iſt. Grundſatz iſt daher, daß erſtlich nur jo viel 
Enteignung zugelaſſen werde, als das Inslebentreten des Betriebes 
nach Maßgabe des wahrſcheinlichen Umfanges desſelben fordert, und 
daß mithin die Enteignung von jedem Gute ausgeſchloſſen werde, 


deſſen Befig nur als Vorthe für die Unternehmung erſcheint; zu 
zweitens foll nichts der Enteignung unterworfen werden, was ſich die 
Unternehmung durch etwas Anderes würde erſetzen können. Alle Thä⸗ 
ligkeit der genehmigenden Behörde ſteht unter den angegebenen Regeln. 

Es folgt daraus, daß jede Unternehmung, die der Enteignung 
bedarf, die Detailpläne der Behörde vorlegen muß. Es folgt aber 
ferner, daß da, wo dieſe Detailpläne nicht gemacht werden können, 
ohne fremden Grund zu betreten, die Genehmigung für diefes Be⸗ 
treten zum Zweck des Aufſtellens der Detailpläne vorausgehen kann 
(Vorgenehmigung, Vorconceſſion). Es folgt aber endlich, daß die Vor⸗ 
lage ſich nicht bloß auf die Enteignung eines Gutes, ſondern auch 
auf Enteignung einzelner Momente desſelben beziehen kann, namentlich 
auf Herſtellung und Ablöſung von Dienſtbarkeiten, Aenderung der⸗ 
ſelben, auf die Benützung von Gruben und Aehnliches. Die Behörde 
hat dabei unzweifelhaft das Recht, ebenſowohl die Enteignung ſolcher 
einzelner Momente, als des ganzen Gutes auszuſprechen. N 

Allein während die Verwaltung auf dieſe Weiſe ſich ihr eigenes 
Urtheil bildet über die Einzelobjecte der Enteignung, tritt nun ein 
zweites Moment hinzu, welches dazu beſtimmt iſt, den obigen Grund⸗ 
ſatz der Beſchränkung der Enteignung auf das Nothwendige eben im 
Einzelnen durchzuführen. Das iſt die Organiſirung der Betheiligung 
der Einzelnen an der Beſtimmung der Enteignungsobjecte. Dieſe Or⸗ 
ganiſirung beſteht darin, daß — am beſten natürlich gemeindeweiſe 
— die Detailpläne ausgelegt und die durch die Enteignung Betrof⸗ 
fenen aufgefordert oder doch zugelaſſen werden, ihre Aeußerungen über 
die Anforderungen der Unternehmung abzugeben. Dieſe Aeußerungen 
werden amtlich protokollirt und bei der ſchließlichen Detailgenehmigung 
verwerthet. Grundſatz ſoll ſein, daß jede Einwendung gegen eine 
Einzelenteignung mit begründetem Erlaß der betreffenden Behörde 
erledigt werde; die Beſchwerde gegen den Erlaß ſteht frei. Die Be⸗ 
deutung dieſer öffentlichen Betheiligung beruht darauf, daß die ört⸗ 
liche Nothwendigkeit örtlich am beſten erkannt und das örtliche und 
Einzelintereſſe gegenüber dem Intereſſe der Unternehmung zur vollen 
Geltung gebracht werde, während die Behörde, allein ſtehend, nur den 
oft ſcheinbaren techniſchen Bedarf beurtheilen kann. In dieſer Anzie⸗ 
hung der Betheiligten iſt gleichſam das Element der Selbſtverwaltung 
vertreten, und die Art und Weiſe, wie ſie eingerichtet wird und zur 
Geltung gelangt, iſt von großer Bedeutung. Darum ſollte auch die 
bloße Einführung derſelben nicht genügen, ſondern es ſollte eine mög⸗ 
lichſt allgemein giltige Inſtruetion für die unteren Beamten in Be⸗ 
treff der Abhaltung erlaſſen werden. Die Frage, welche Folge die Nicht⸗ 
abhaltung der geſetzlich vorgeſchriebenen öffentlichen Ladung, beziehungs⸗ 
weiſe die Nichtinnehaltung der geſetzlichen Formen derſelben haben ſoll, 
iſt nirgends entſchieden. Da es ſich aber hiebei offenbar nicht um das 
Recht, ſondern um die zur Geltung gelangenden Intereſſen handelt, 
ſo kann eine Klage oder Beſchwerde — je nachdem jene Vorſchrift 
ſelbſt Geſetz oder Verordnung iſt — nicht die Ungiltigkeit der gege⸗ 
benen Genehmigung, ſondern nur die Haftung der unterlaſſenden Be⸗ 
hörde bis zum Betrage des nachweisbaren Intereſſes zur Folge haben. 

Erſt wenn auf dieſe Weiſe die Verwaltung das Material der 
techniſchen und Intereſſenfragen in Beziehung auf die einzelnen Grund⸗ 
ſtücke geſammelt und zur endgiltigen Entſcheidung bereitet hat, tritt 
der Act ein, der die wirkliche Enteignung der einzelnen Güter zum 
Inhalte hat. 

Es iſt bekaunt, daß das franzöſiſche Recht zuerſt den Gedanken 
ausgeführt hat, daß nicht bloß der Regierung ein genauer Detailplan 
vorgelegt werden, ſondern daß auch die Ladung der Betheiligten ge 
meindeweiſe unter möglichſter Oeffentlichkeit geſchehen müſſe. Schon 
das Geſetz vom 7. Juli 1833 enthält in T II die genauen Vorſchriften 
über das Verfahren dabei, das auf der Niederſetzung einer eigenen 
Commiſſion beruht, welche ihr Gutachten über die betreffenden Ein⸗ 
wendungen zu geben, eventuell ſelbſt Vorſchläge über die gemachten 
Vorlagen zu machen hat. Das Geſetz von 1841 hat das Geſetz von 
1833 faſt wörtlich mit einigen Aenderungen wiedergegeben. Grundſatz 
iſt, daß, wenn dieſe Commiſſion Einwendungen macht, die Entſchei⸗ 
dung alsdann vom Miniſterium, ſtatt vom Präfecten erfolgen muß, 
mit Ausnahme von reinen Gemeinde⸗Enteignungen. Dieſe Grundſätze 
ſind im Weſentlichen in die deutſche Expropriationsgeſetzgebung über⸗ 
gegangen. Das engliſche Recht ſteht hier jedoch auf einem ganz an⸗ 
deren Standpunkt. Die Detailpläne ſind ihm weder Sache der Ver⸗ 
waltung noch der Gemeinden, ſondern ſie erſcheinen ganz im Geiſte 
des engliſchen Rechts überhaupt vollkommen als eine Privatangelegen- 
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heit zwiſchen dem Unternehmer und den einzelnen Eigenthümern, um 
welche ſich die genehmigende Gewalt durchaus nicht kümmert, ſondern 
überhaupt erſt zur Genehmigung ſchreitet, wenn die Unternehmer die 
Sache vorher ſelbſt abgemacht haben. 

Was nun die Frage betrifft, ob und wie weit die Pflicht zur 
Hergabe eines Theiles eines Gutes oder ſeines Gebrauches das Recht 
für den Enteigneten erzeuge, eine Enteignung für den Reſt des Gutes 
oder für die Subſtanz desſelben, und damit die Entſchädigung für 
das Ganze zu fordern, obwohl das letztere in dem Detailplan nicht 
aufgenommen iſt, ſo hat von jeher die Schwierigkeit darin beſtanden, 
hiefür eine ſcharfe geſetzliche Grenze aufzustellen. Das franzöſiſche 
Syſtem iſt, vielleicht eben wegen der ſtarken Parcellirung der Grunde 
ſtücke, bei dem Satz ſtehen geblieben, daß der Eigenthümer ein Recht 
auf die Enteignung des Ganzen nur dann habe, wenn der Detail⸗ 
plan einen Theil eines Gebäudes enteignet; bei Grundſtücken ſoll 
dagegen das Recht nur dann eintreten, wenn das zu enteignende 
Grundſtück durch den Detailplan bis auf drei Viertel ſeines Umfanges 
reducirt wird, während alle übrigen Fragen durch den Grundſatz der 
vollen Entſchädigung ausgeglichen werden. Im Weſentlichen ſind dem 
franzöſiſchen Geſetz die deutſchen gefolgt. Ebenſo hat die engliſche 
Geſetzgebung in der Lands Clauses Act die Enteignung des Ganzen 
gefordert, wenn bei Durchſchneidung von Grundſtücken auf einer Seite 
weniger als ½ statute acre übrig bleibt; für Gebäude gilt das fran⸗ 
zöſiſche Geſetz. 

Wir halten daran feſt, daß dabei die franzöſiſchen und die 
analog formulirten Beſtimmungen des badiſchen und heſſiſchen Ex⸗ 
propriationsgeſetzes nicht genügen, ſondern daß man davon ausgehen 
muß, daß der Begriff des „Ganzen“ nicht in dem Umfang und der 
Subſtanz des Gutes, ſondern in ſeinem Werthe zu ſuchen iſt. Wird 
der Werth des Gutes um die Hälfte verringert, ſo iſt es wirthſchaftlich 
ſchon nicht dasſelbe Gut mehr, und der Enteignete hat das Recht, 
die Enteignung des Ganzen zu fordern, ein Satz, der im Grunde 
ſchon im preußiſchen allgemeinen Landrecht anerkannt iſt. Damit, 
glauben wir, wären alle Schwierigkriten gehoben, die hieraus entſtehen 
könnten; die Beſtimmung des Werthes richtet ſich dann nach den 
Grundſätzen über die Feſtſtellung der Entſchädigung und die Ent⸗ 
eignung iſt auf ihre wahre Baſis, die Herſtellung des vollen Werthes, 
zurückgeführt. Selbſtverſtändlich beſteht damit noch keine Nöthigung. 
für den Enteigneten, ſondern nur eine Berechtigung desſelben. Gerade 
hiefür iſt dann die Ladung der Intereſſenten von Wichtigkeit. 

An dieſe Beſtimmungen ſchließt ſich nun der letzte Punkt: der 
(öffentlich⸗rechtliche) Grundſatz, daß nach der Publicirung des Detail- 
planes keine Aenderungen mit den zur Enteignung beſtimmten Grund⸗ 
ſtücken vorgenommen, namentlich keine Hypotheken und Servituten. 
auferlegt werden dürfen. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Vornahme der Wahlhandlung bei der erſten Wahl einer Orts⸗ 
vertretung (Ortſchafts vertretung) im Sinne der Gemeindeordnung 
ſteht dem Gemeindevorſteher (Vorſteher der politiſchen Gemeinde) zu. 


Zur Verwaltung des Vermögens der Jacobi- und der Prager 
Vorſtadt in J. haben die Anfaffen dieſer Vorſtädte ſeither ſchon ihre 
beſondere Vertretung gewählt. Aus den Wahlacten der Jacobi⸗Vorſtadt 
iſt zu entnehmen, daß die erſte Wahl einer Ortsvertretung im Sinne 
des § 107 der Gemeindeordnung (vom 16. April 1864 für Böhmen) 
am 4. November 1864 in Anweſenheit eines Abgeordneten des be⸗ 
ſtandenen Bezirksamtes in J. und die zweite Wahl am 13. Juni 
1869 vorgenommen wurde. In beiden Fällen wurden aber die Be⸗ 
ſtimmungen der Gemeindewahlordnung gänzlich außer Acht gelaſſen 
und ohne Bildung von Wahlkörpern von den verſammelten Ortsmit⸗ 
gliedern direct ein Rechnungsführer und Caſſevorſtand und das erſte 
Mal 4, das zweite Mal 5 Verwalter gewählt. 

Am 5. Februar 1871 ſuchte Wenzl Z., Vorſtand der Gemeinde⸗ 
caſſe der Vorſtadt St. Jacobi bei der Bezirkshauptmannſchaft um die 
Ausſchreibung der Wahl eines neuen Ortsausſchuſſes zur Verwaltung 
des Vermögens der Jacobi⸗Vorſtadt an, worüber die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft nachſtehende Erledigung erließ: 


„Nachdem bezüglich des beſonderen Vermögens der Jacobi⸗Vor⸗ 
ſtadt bereits in höchſter Juſtanz entſchieden worden iſt, ſo ſteht gemäß 
§ 107 der G. O. den Gemeindemitgliedern der Jacobi⸗Vorſtadt das 
Recht zu, dieſes Vermögen ſelbſtſtändig zu verwalten und zu dieſem 
Behufe gemäß der §§ 108 und 109 G. O. eine beſondere Vertretung 
zu wählen. Zur Durchführung dieſer Wahl erſcheint es nicht noth⸗ 
wendig, daß die politiſche Behörde einſchreite; es obliegt vielmehr dem 
Bittſteller als bisherigem Vorſtande der Gemeindecaſſe der Jacobi⸗ 
Vorſtadt dasjenige vorzukehren, was in der Gemeindewahlordnung 
überhaupt, und im zweiten und dritten Abſchnitt insbeſonders vorge⸗ 
ſchrieben iſt.“ 

Ueber eine Vorſtellung des Bürgermeiſters von J., welcher ſich 
durch dieſe Eutſcheidung in ſeinen Rechten verkürzt fand, ſprach die 
Bezirkshauptmannſchaft in einem Nachtragserlaſſe aus, daß es gemäß 
der $$ 13 bis 19 der G. W. O. dem Gemeindevorſteher und hier 
fomit dem Bürgermeiſter von J. zuſtehe a die Wählerliſten zu ver⸗ 
faſſen, b. die Wahlkörper zu bilden, c. gemäß § 109 der G. O. die 
Anzahl der Ausſchußmitglieder und Erſatzmänner zu beſtimmen, d. die 
Verzeichniſſe der Wähler der einzelnen Wahlkörper zu verfaſſen und 
aufzulegen, die Reclamationscommiſſion zuſammenzuſetzen, und endlich 
gemäß der $$ 20 bis 31 G. W. O. die Wahlen durchzuführen. 

Gegen dieſen letzteren Beſcheid brachte die Vermögensverwaltung 
der Jacobi⸗Vorſtadt den Recurs bei der Statthalterei ein, der jedoch 
aus dem Grunde zurückgewieſen wurde, weil nach § 108 G. O. be⸗ 
züglich der Wahl der Ortsvertretung das dritte Hauptſtück der Ge⸗ 
meindeordnung, dann die G. W. O. ihre volle Anwendung zu finden 
haben, inſoferne nicht ausdrücklich eine Ausnahme feſtgeſetzt iſt; ſonach 
zur Einleitung und Durchführung der in Frage ſtehenden Wahl einer 
neuen Ortsvertretung der Gemeindevorſteher geſetzlich berufen 
erſcheint. 

ri In dem von der Verwaltung des Vermögens der Vorſtadt 
Jacobi in J. dagegen ergriffenen Miniſterialrecurſe, wurde geltend 
gemacht, daß die Jacobi⸗Vorſtadt ſeit undenklichen Zeiten ihren Ver⸗ 
waltungsausſchuß ſelbſtſtändig gewählt habe. ohne daß der Stadtrath 
irgendwelchen Einfluß auf die Wahl genommen hätte; daß es ſich 
hier nur um eine Erneuerung der Wahl und keineswegs um die 
Bildung einer neuen Ortsvertretung handle; daß endlich gemäß § 108 
die Wahl der Ortsausſchüſſe vom Orts⸗ und nicht vom Gemeinde 
vorſteher durchzuführen ſei. Es wurde das Petit geſtellt: Die 
Statthaltereientſcheidung werde behoben und es möge erkannt werden, 
daß die Durchführung der Neuwahl der Ortsvertretung dem bisherigen 
Ortsvorſteher zuſtehe. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 17. Februar 1872, 
3. 117 dieſem Recurſe gegen die Statthaltereientſcheidung, mit welcher 
erkannt wurde, daß zur Einleitung und Durchführung der bevor⸗ 
ſtehenden Wahl einer Ortsvertretung für die genannte Vorſtadt der 
Bürgermeiſter in J. geſetzlich berufen ſei, keine Folge gegeben. 

Aus den der Miniſterial⸗Entſcheidung zu Grunde gelegten 
Motiven heben wir hervor: 

„Nach den Beſtimmungen des erſten Abſatzes des § 108 im 
Zuſammenhalt mit der Anordnung des zweiten Abſatzes dieſes Para⸗ 
graphes fallt dort, wo eine Ortsvertretung berrits beſteht, die Durch⸗ 
führung der Neuwahl nicht dem Gemeindevorſteber (beziehungsweiſe 
Gemeindeausſchuſſe $ 18, Abſ. 3 G. W. O.), ſondern dem Ortsvor⸗ 
ſteher (beziehungsweiſe dem Ortsausſchuſſe) zu, nachdem bei der Wahl 
der Ortsvertretung die Beſtimmungen der G. W. O. nach der Natur 
der Sache und gemäß der ausdrücklichen Beſtimmung des Abf. 2 
»des § 108 nur inſoweit volle Anwendung finden könne, daß überall 
ſtatt „Gemeinde“ — „Ortſchaft“, ſtatt „Gemeindeausſchuß, Gemeinde⸗ 
rath und Gemeindevorſteher“ — „Ortsausſchuß, Ortsrath und Orts⸗ 
vorſteher“ zu ſubſtituiren iſt, und es nicht angeht, an einzelnen Stellen 
der G. W. O. dieſe Subſtituirung eintreten zu laſſen, an anderen 
aber nicht. Beſteht jedoch noch keine Ortsvertretung und handelt es 
ſich um die erſte Wahl derſelben, ſo kann bei Abgang einer anderen 
geſetzlichen Beſtimmung die Einleitung und Durchführung der Wahl 
füglich nur von Seite der Gemeindeorgane erfolgen. Was nun den 
vorliegenden Fall anbelangt, ſo kann die bereits wiederholt gewählte 
Verwaltung des Vermögens der Vorſtadt Jacobi in J., beſtehend aus 
„einem Rechnungsführer und Caſſevorſtand“, dann mehreren „Ver⸗ 
waltern“ nicht als eine im Sinne der §§ 107 und 108 der G. O. 
gewählte „Ortsvertretung“ angeſehen werden; es handelt ſich ſomit 
hier nicht um die Erneuerung einer beſtehenden Ortsvertretung, ſondern 
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um die erſte Wahl derſelben, zu deren Durchführung der „Ge— 
meindevorſteher“ die nöthigen Einleitungen zu treffen hat, be⸗ 
züglich welcher aber dem bisherigen „Rechnungsführer und Caſſevor⸗ 
ſtand“ des Vermögens der Jacobi-Vorſtadt eine Einflußnahme geſetzlich 
nicht zuſteht. Km. 


Zur Beleuchtung des Momentes der Zuweiſung eines Heimatsloſen 
im Sinne $ 19 P. u des Heimatsgeſetzes in Nückſicht auf den Zeit⸗ 
punkt, in welchem das Heimatsrecht zur Frage gekommen ift ). 


Es handelte ſich um die Zuweiſung eines Individuums, welches 
ſich Franz R. nannte, von dem aber weder Geburtsort noch Geburts⸗ 
jahr, noch ſein bisheriger Aufenthalt bekannt war. Franz R. ſelbſt 
gab an, daß ſeine außereheliche Mutter Katharina R. geheißen habe, 
die an einem ihm unbekannten Orte geſtorben ſei; mit einem Paſſe 
verſehen, nie zur Militärſtellung aufgefordert, habe er ſich in Ungarn, 
Rußland, Moldau und der Militärgrenze ꝛc. aufgehalten, nirgends 
indeß über 14 Tage; er könne weder ſeinen Geburtsort noch ſein 
Geburtsjahr angeben, glaube übrigens 40 Jahre alt zu ſein. 

Dieſes Individuum wurde im November 1870 in O. von der 
Gendarmerie wegen Beſitzes falſcher Reiſedocumente aufgegriffen und 
unmittelbar an das Unterſuchungsgericht in O. eingeliefert, welches 
nach abgeſchloſſener Vorunterſuchung den angeblichen Franz R. an 
das Landesgericht in G. überſtellte Dieſes verurtheilte ihn wegen des 
Verbrechens des Betruges zu viermonatlichem Kerker; über die 
Heimatsverhältniſſe wurde von den Strafgerichten keine Nachforſchung 
im Wege der competenten Behörde veranlaßt. Nach erſtandener Arreſt⸗ 
ſtrafe wurde R. dem Stadtrathe in G. überſtellt und von dieſem, 
weil ſeine Zuſtändigkeit nicht bekannt war, mit dem Bedeuten (und 
ohne daß ihm ein Reiſedocument ausgeſtellt worden wäre) auf freien 
Fuß geſetzt, daß er ſich nach O., wo er aufgegriffen worden ſei, zu 
begeben habe. Im Auguſt 1871 wurde Franz R., der ſich nicht der 
Weiſung gemäß nach O. begeben hatte, in einem anderen Bezirke 
wieder von der Gendarmerie aufgegriffen und an die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in W. überſtellt. Dieſe Behörde vernahm nun den Franz R. 
über ſeine Heimatsverhältniſſe, und ſtellte auf Grund der Erhebungen 
an den Stadtrath in G. das Anſinnen, den R. auf Grundlage des 
§ 19 P. 4 des Heimatsgeſetzes als Heimatsloſen nach G. zuzuweiſen, 
weil daſelbſt ſein Heimatsrecht zuerſt zur Sprache gekommen ſei und 
daſelbſt auch hätte in Verhandlung genommen werden ſollen. Der 
Stadtrath lehnte dieſe Zuweiſung darum ab, weil R. zuerſt im Jahre 
1870 in O. angetroffen wurde, und hielt demnach die Zuweiſung des 
R. nach O. für gerechtfertigt. 

Die Statthalterei entſchied nun in erſter Inſtanz: Franz R. 
werde nach § 19, 4 des Heimatsgeſetzes der Gemeinde O. zuge⸗ 
wieſen. Denn wenn auch das Heimatsrecht des Franz R. in O. bei 
ſeiner Aufgreifung deßhalb nicht zur Frage gekommen ſei, weil derſelbe 
unmittelbar dem Gerichte eingeliefert worden, ſo wären doch die Ge⸗ 
meinde und die Bezirkshauptmannſchaft in O. zu der Zuſtändigkeits⸗ 
Amtshandlung competent geweſen. Ohne die Concurrenz des Vagirens 
mit einem Verbrechen hätte die Amtshandlung der polttiſchen Organe 
eintreten müſſen und der bloß zufällige Umſtand der Aburthei⸗ 
lung könne hierin nichts ändern. O. ſei daher „die Aufgreifungs⸗ 
gemeinde“, wo die Feſtſtellung des Heimatsrechtes hätte erfolgen 
ſollen; R. ſei in G. nicht aufgegriffen worden, noch auch vermochte 
die bloß zufällige Aburtheilung desſelben in G. die Competenz des 
dortigen Stadtrathes zur Feſtſtellung des Heimatsrechtes des R. zu 
begründen.“ 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung machte die Gemeinde O. 
in ihrem Miniſterialrecurſe geltend, daß in O. das Heimatsrecht des 
R. gar nicht zur Sprache gekommen ſei, daher der $ 19, Punkt 4 
des Heimatsgeſetzes auf O. nicht anwendbar ſei; dieſe Zuweiſung ent⸗ 
behre der geſetzlichen Begründun um ſo mehr, als erſt bei der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft in W. das Heimatsrecht des R. zur Sprache 
gekommen ſei. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 21. Jänner 1872, 
3. 17.306 1871 dieſer Berufung keine Folge gegeben. Fr. 


) M. vergl. die Mittheilungen in Nr. 13, S. 50 von 1869, in Nr. 8, S. 31 
von 1870 und in Nr. 19, S. 75 von 1871 dieſer Zeitſchrift. 


Zur Frage, ob die Bildung einer freiwilligen Vereinigung mehrerer 
Gemeinden zur n ag f Armeninſtitutsvermögens zu⸗ 
äſſig fei ? 


Die Pfarre L. umfaßt die Ortsgemeinden L. und K., ſowie 
Theile der Ortsgemeinden A. und W. Anläßlich der Frage der Ueber⸗ 
gabe des circa 2500 fl. betragenden Armeninſtitutsvermögens der 
Pfarre L. an die Gemeinden haben die Vertretungen der vier an 
dieſem A.⸗J.⸗Vermögen betheiligten Ortsgemeinden den Beſchluß 
gefaßt, dieſes Vermögen nicht unter ſich zu vertheilen, ſondern fortan 
beiſammen zu laſſen. Ueber bezirkshauptmannſchaftlichen Auftrag haben 
dieſelben Gemeinden, über die Art und Weiſe einer gemeinſchaftlichen 
Geſchäftsführung rückſichtlich dieſes Vermögens im Sinne des § 7 
L. G. für Nieder⸗Oeſterreich vom 21. Februar 1870, Nr. 21, be⸗ 
treffend die Uebergabe des Pfarrarmeninſtitutsvermögens, die nähere 
Vereinbarung getroffen, welche in der Hauptſache die Beſtellung eines 
Armenausſchuſſes betraf, der die Verwaltung des gemeinſamen Armen⸗ 
fonds zu führen hätte. 

Der Bezirkshauptmann legte dieſe Vereinbarung der Statthal⸗ 
terei zur Genehmigung vor. (§ 7.) 

Die Statthalterei fand ſich beſtimmt, das Uebereinkommen der 
obigen vier Gemeinden zu einer gemeinſchaftlichen Geſchäftsführung 
bezüglich des Pfarrarmeninſtitutes L. einvernehmlich mit dem Landes⸗ 
ausſchuſſe nicht zu genehmigen und die Vertheilung dieſes Vermögens 
nach der Seelenanzahl anzuordnen; gleichzeitig nahm die Statthalterei 
die ziffermäßige Vertheilung vor. 

Im Miniſterialrecurſe haben die vier Gemeinden die Motive ent⸗ 
wickelt, aus welchen ihnen das Beiſammenbleiben des Armeninſtituts⸗Ver⸗ 
mögens erwuͤnſcht wäre: Erſtens nämlich ſei das ganze Vermögen an 
und für ſich zu klein, als daß nicht deſſen Zerſplitterung den Gemein⸗ 
den nachtheilig ſein müßte, ſo z. B. bekäme die Gemeinde W. nur 
den Theilbetrag von 121 fl. 88 kr., womit ſie indeß nicht auslangen kann. 
Zweitens habe der § 7 des oben citirten Geſetzes nicht bloß eine 
factiſche Unmöglichkeit der Theilung, ſondern auch den Fall vor Augen, 
daß eine Vereinigung mehrerer Gemeinden denſelben zum klaren Vor⸗ 
theil gereicht. Schließlich ſtrebten die Gemeinden L., K., A. und W. ſchon 
lange ihre Vereinigung zu einer Ortsgemeinde an, und dieſes berech⸗ 
tigte Streben würde durch die Theilung des A.-J.⸗Vermöͤgens einen 
gewaltigen Rückſchlag erleiden. 

Das Miniſterium des Innern aber hat unterm 4. Februar 
1872, 3. 1149 dieſer Berufung der vier Ortsgemeinden keine Folge 


gegeben. 
Aus den der Miniſterialentſcheidung zu Grunde gelegten 
Motiven theilen wir mit: Das Landesgeſetz vom 21. Februar 


1870, Nr. 21 des Landesgeſetzblattes verordnet die Uebergabe des 
Pfarrarmeninſtitutsvermögens an die Ortsgemeinden, und zwar 
deſſen faktiſche Theilung unter alle einem Pfarrbezirke ganz oder theil⸗ 
weile angehörigen Gemeinden ($$ 1 und 6). Eine Ausnahme von 
dieſer factiſchen Vermögenstheilung kann nur in den im §7 desſelben 
Geſetzes aufgezählten Fällen platzgreifen, nämlich: 1. wenn die Ver⸗ 
theilung dem ausdrücklichen Willen des Stifters widerſpricht oder 
2. wenn ſie nur mit Verluſt geſchehen könnte oder 3. wenn die Ver⸗ 
mögensumſtände der Gemeinden eine Ausgleichung im Gelde oder in 
einer anderen Weiſe nicht zulaſſen, welcher Fall z. B. bei Realitäten 
eintreten wird, wenn keine der betheiligten Gemeinden im Stande iſt, 
die Antheile der anderen participirenden Gemeinden hinauszuzahlen. 
Nur in dieſen drei Fällen geſtattet das Geſetz die Vereinigung meh⸗ 
rerer Ortsgemeinden zur gemeinſchaftlichen Verwaltung des Armen⸗ 
inſtitutsvermögens mittelſt eines Armenausſchuſſes Im vorliegenden 
Falle iſt keiner dieſer dret Fälle vorhanden. Eine Stiftungsbeſtimmung 
ſteht der factiſchen Theilung nicht im Wege; von einem Verluſte kann 
auch keine Rede ſein, weil die vorhandenen Staatspapiere lediglich 
auseinander zu ſchreiben ſind; der Fall 3 aber kommt hier ganz 
außer Betracht. v. Pf. 


Notizen. 


(Freizügigkeit der Hebammen.) Aus Anlaß eines ſpeciellen Falles hat 
das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht unterm 5. October 1853, Zahl 
9586/588, einvernehmlich mit dem k. k. Miniſterium des Innern erinnert: „Die 
Freizügigkeit der Hebammen überhaupt iſt nicht bloß implieite durch das Hofkanzlei⸗ 
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decret vom 17. März 1815, 3. 268, ſondern ausdrücklich auch durch das Hofkanzlei⸗ 
decret vom 24. April 1827, Z. 11.840, anerkannt und ausgeſprochen, ſomit die Be⸗ 
ſchränkung, welche durch das Hofkanzleidecret vom 17. Febrnar 1804 feſtgeſetzt worden 
war, wieder aufgehoben worden. Es wird daher künftig in den Diplomen der He⸗ 
bammen, fie mögen auf Lyceen oder Univerſitäten gebildet werden, ſtatt einer Be⸗ 
ſchränkung ihrer Praxis auf ein gewiſſes Kronland eine Formel aufgenommen, durch 
welche ihre Befugniß zur Ausübung der Hebammenkunſt in allen Kronländern des 
öſterreichiſchen Kaiſerſtaates ausgedrückt wird.“ 


Uerordnung. 


Verordnung des Miniſterinms des Innern dto. 16. Jänner 1872, 3. 168 an alle 
Landeschefs, betreffend das Erforderniß einer beſonderen Genehmigung der Be⸗ 
triebsanlage zur Erzeugung von Knnſtſchmalz. 

Da die Erzeugung des gewöhnlich unter dem Namen „Kunſtſchmalz“ in Ver⸗ 
kehr geſetzten Artikels dadurch erfolgt, daß reines Rindſchmalz, beziehungsweiſe Butter, 
mit anderen ähnlichen Stoffen verſchmolzen wird, ſo finden auf die Erzeugung dieſes 
Artikels die Beſtimmungen des dritten Hauptſtückes der Gewerbeordnung vom 20. De⸗ 
cember 1859 Anwendung, in ſo ferne dieſe Fabrication zum mindeſten über den 
Wortlaut des § 31 der Gewerbeordnung zu ſubſumiren iſt; nach Umſtänden aber 
unter die Beſtimmungen des $ 33, 3. 5 und der folgenden Paragraphe fallen wird. 

Hienach wollen E an die Gewerbebehörden erſter Inſtanz die ent- 
ſprechende Hinweiſung auf dieſe geſetzlichen Vorſchriften gefälligſt veranlaſſen. 


Perſonali 


Se. Majeſtät haben mit a. h. Handſchreiben vom 23. März l. J. den Leiter des 
Landesvertheidigungsminiſteriums Oberſten Julius Horſt zum Minifter für Landes⸗ 
vertheidigung ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem aus der Verwendung im Handelsminiſterium aus⸗ 
tretenden bautechniſchen Conſulenten Wilhelm v. Nördling unter Belaſſung des 
Hofrathstitels den Ausdruck der allerhöchſten Anerkennung bekannt geben laſſen. 

Se. Majeſtät haben dem Profeſſor an der k k. Militärakademie zu Wiener Neu⸗ 
ſtadt und an der Wiener Handelsakademie Dr. Emanuel Herrmann eine Sections⸗ 
rathsſtelle und dem mit Titel und Charakter eines Miniſterialſecretärs bekleideten 
Miniſterialconcipiſten des Handelsminiſteriums Hippolyt Crippa eine Miniſterial⸗ 
ſecretärsſtelle im Handelsminiſterium verliehen. 

Se. Majeſtät haben die im Handelsminiſterium erledigten Miniſterialſecretärs⸗ 
ſtellen den mit Titel und Charakter von Miniſterialſecretären ausgezeichneten Mini⸗ 
ſterialconcipiſten Oscar Ritter v. Stahl und Dr. Heinrich Ritter v. Wittek, dem 
ae Heinrich Proſchek und dem Miniſterialconeipiſten Leopold F ürſted ler 
verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Miniſtertalconcipiſten des Handelsminiſteri N 
Maria Malven und Bela Freiherrn v. Welgelsperg Ba Titel 100 ne 
von Miniſterialſecretären verliehen. - 

Se. Majeſtät haben dem Coneipiſten der k. k. Seebehörde Johan t 
den Titel und Charakter eines Seeretärs dieſer Behörde a e ver i 
lied en. 0 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Andreas Kli Iuge⸗ 
nieur für den Staatsbaudienſt in Salzburg 1 3 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeiactuar Franz Ritter v. Zarem ba⸗ 
Zajaczkowski zum Commiſſär bei der k. k. Polizeidirection in Krakau ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär bei der Hof⸗ und Staatsdruckerei Ferdi⸗ 
nand Ritter Hackh er zu Hart zum Directionsadjuncten bei derſelben mit Titel und 
Charakter eines Finanzrathes ernannt. 

Der Finanzminiſter hat anläßlich der Drganifirung des Gefäͤllen⸗Ober⸗ und 
Sammelamtes in Wien den Obereinnehmer Sigmund Schneider zum Oberamts⸗ 
director, dann die Oberamtgcontrolore Karl Sofczäk und Franz Strohbichler zu 
Obereinnehmern und den Oberamtscaſſier Franz Ziegler zum Oberamts⸗Coutrolor 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die bei der Landeshaupteaſſe in Salzburg erledi 
Controlorsſtelle dem Caſſier der Linzer Landen ge > Bose Mayr U e 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat dem proviſoriſchen Amtsofficial 
der k. k. Schulbücherverlags⸗Direction Rudolph Endlicher eine Amtsoffieialsſtelle 
II. Cl. bei der genannten Direction verliehen. * 

Der Handelsminiſter hat dem Vicedirector der Pofldireetion in Prag, Poſt⸗ 
rathe Johann Baſtl eine Poſtinſpectorsſtelle im Handelsminiſterium und dem Poſt⸗ 
directionsſecretär Stanislaus Foedrich die erledigte Stelle eines Vicedirectors der 
Poſtdirection in Prag mit Titel und Charakter eines Poſtrathes verliehen. 


u. 


Erledigungen. 


Ingenieursſtelle III. Cl. mit 1000 fl. Gehalt und competentem rtier 
bei der k. k. Kriegsmarine, bis 30. April. (Amtsblatt Nr. 70). Be rn 

Forſtinſpectorsſtelle in Prag bet der dortigen Statthalterei mit 1500 fl. Gehalt 
und Quinquennalzulagen, bis Ende April. (Amtsblatt Nr. 71). 

Sinanzrathöftelle beim Centraltar⸗ und Gebührenbemeſſungsamte mit 2000 fl. 
eventuell 1800 fl. Gehalt und 300 fl. Quartiergeld, bis 24. April. (Amtsbl. Nr. 72). 
1 = in Schleſten, bis 15. April verlängert. (Amtsblatt 

r. 73). 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


